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I m Jahr 2013 wurde die damals 50-jährige Anna 
Frey* psychisch krank. Die Frau, welche bis zu die-
sem Zeitpunkt bereits mehr als 30 Jahre als kauf-

männische Angestellte gearbeitet hatte, musste sich 
fortan psychiatrischen Behandlungen unterziehen. Die 
Erkrankung zog sich mehrere Jahre hin: So musste 
Anna Frey in den Folgejahren mehrmals in einer psy-
chiatrischen Klinik jeweils zwischen einem und drei 
Monaten stationär behandelt werden. 

Rechtliche Schritte
Aufgrund der seit April 2013 fortbestehenden Arbeits-
unfähigkeit meldete sich Anna Frey im Dezember 2013 
bei der Invalidenversicherung für den Bezug von Invali-
denleistungen an. Es erfolgten zwei durch die IV organi-
sierte und finanzierte berufliche Eingliederungsversuche. 
Diese mussten jedoch bereits nach wenigen Monaten aus 
gesundheitlichen Gründen abgebrochen werden. 

Die Zeit vergeht
Im April 2016 folgte dann durch die IV die Rentenprü-
fung. Das Dossier wurde nach Auskunft der zuständigen 
Sachbearbeiterin im Oktober 2016 dem regional ärztli-
chen Dienst der IV unterbreitet. Der ärztliche Dienst 
liess viel Zeit verstreichen und beantwortete die interne 
Anfrage nach dem weiteren Vorgehen erst mit seinem 
Bericht vom April 2017. Er empfahl die Veranlassung 
eines psychiatrischen Gutachtens. 

Fünf Jahre nach der Erkrankung
Im psychiatrischen Gutachten vom Januar 2018 wurde 
unserer Kundin eine 50-prozentige Arbeitsunfähigkeit 
attestiert; der behandelnde Psychiater attestierte für 

selbige 80 Prozent. Die IV stützte ihren Vorbescheid 
vom Mai 2018 auf das Gutachten mit der attestierten 
50-prozentigen Arbeitsunfähigkeit und sprachen der 
Kundin mit Leistungsbeginn ab April 2014 im Zuge 
dessen eine halbe Invalidenrente zu. 

Ungerecht behandelt
Anna Frey meldete sich nach Erhalt des Vorbescheides 
bei der Coop Rechtsschutz AG, ihrer Rechtsschutzver-
sicherung. Die Kundin war mit dem Entscheid nicht 
einverstanden, da sie sich selber, wie vom behandelnden 
Psychiater attestiert, zu 80 Prozent arbeitsunfähig fühlte. 
Das Team von Coop Rechtsschutz analysierte anhand der 
Akten die Sach- und Rechtslage. Das Gutachten wurde 
zudem von der beratenden Ärztin versicherungsmedizi-
nisch überprüft. Sie kritisierte, dass sich der Gutachter 
zu wenig mit den Resultaten der gescheiterten Einglie-
derungsversuche auseinandergesetzt hatte. Sonst wies das 
Gutachten keine fachlichen-inhaltlichen Fehler auf. Es 
bestand – wie dies sehr oft vorkommt – eine Diskrepanz 
zwischen der gutachterlichen Einschätzung der Arbeits-
fähigkeit und derjenigen des behandelnden Psychiaters. 

Die richtige Vorgehensweise
Nun stand im Fokus, Anna Frey eine Empfehlung be-
treffend des weiteren Vorgehens abzugeben. Denn in 
der vorliegenden Fallkonstellation musste befürchtet 
werden, dass die Kundin bei einem Streit mit der IV 
in ein mehrjähriges gerichtliches Verfahren mit neu-
en Gutachten verwickelt worden wäre. Aufgrund der 
vorherrschenden Gutachtenspraxis hätte am Ende des 
Verfahrens mit der Bestätigung der 50-Prozent-Rente 
gerechnet werden müssen. 

Enge Beratung
Coop Rechtsschutz lud die Kundin deshalb zu einem ge-
meinsamen Gespräch mit dem Case Manager und der 
beratenden Ärztin nach Aarau ein. Hier machte Anna 
Frey den Eindruck einer sehr stark verunsicherten und 
psychisch labilen Person. Nach ihrem grössten Anliegen 
gefragt, antwortete sie, dass sie in absehbarer Zeit wieder 
30 bis 40 Prozent arbeiten und für ihren Lebensunter-
halt – zusammen mit der halben Invalidenrente – auf-
kommen möchte. Sie meinte, dass sie einfach mehr Zeit 
für den Aufbau ihrer Leistungsfähigkeit brauche und auf 
ein verständnisvolles Arbeitsumfeld angewiesen sei. Anna 
Frey war schliesslich seit dem zweijährigem Krankentag-
geldbezug mittellos und auf öffentliche Sozialhilfe ange-
wiesen. Bei Coop Rechtsschutz war man überzeugt, dass 
die Kundin – bei einem vorsichtigen beruflichen Einstieg 
mit schrittweiser Erweiterung des Pensums – gute Chan-
cen für eine erfolgreiche berufliche Eingliederung ihrer 
Restarbeitsfähigkeit hat. Die IV wollte hierzu nach wie 
vor keine Unterstützung bieten, da sie von einer unein-
geschränkten 50-prozentigen Arbeitsfähigkeit ausging. 

Der Weg zurück
Anna Frey entschied sich letzten Endes für den Weg 
der beruflichen Eingliederung. Coop Rechtsschutz be-
auftragte eine spezialisierte Firma mit diesem Prozess. 
Die Firma führte ab Oktober 2018 mit Anna Frey 
mehrere Beratungsgespräche. Im Mai 2019 konnte die 
Kundin im Bereich Administration mit einem 20-Pro-
zent-Pensum starten. Der Arbeitsversuch wurde eng 
begleitet, und in regelmässigen Abständen fanden 
Standortgespräche beim Arbeitgeber statt. Der Kun-
din gefiel die Arbeit sehr. Das Pensum konnte zudem 

sukzessive auf 40 Prozent aufgestockt werden. Bereits 
schon per November 2019 konnte sie im Rahmen eines 
unbefristeten Arbeitsverhältnisses mit einem verein-
barten 40-Prozent-Pensum starten. Die Kundin war 
und ist überglücklich – genau wie das Team von Coop 
Rechtsschutz. Anna Freys Fall zeigt wie so viele andere 
auch: Alternative Vorgehensweisen können an Stelle 
von Rechtsstreitigkeiten am Ende des Tages zu einer 
besseren, kundenfreundlicheren Lösung führen. 

*Name geändert

Weitere Informationen: cooprecht.ch

Guido Bürle Andreoli 

Leiter Case Management 

In schwierigen Zeiten gut beraten
Eine langanhaltende Krankheit zieht nicht nur gesundheitliche, sondern auch rechtliche Folgen mit sich. Um diese zu meistern, sind Betroffene auf eine kompetente Beratung angewiesen.  

«Fokus» stellt einen Fall vor, bei dem eine zunächst von Leiden geprägte Geschichte mit der richtigen Unterstützung doch noch gut endete. 
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D ie Arbeitsunfähigkeit zieht verschiedene 
Rechtsfolgen nach sich. Wer ohne sein Ver-
schulden arbeitsunfähig ist, hat Anspruch auf 

Lohnfortzah lung (Art. 324a und b OR). Der Arbeitge-
ber darf sodann nach Ablauf der Probezeit das Arbeits-
verhältnis während einer bestimmten von der Dauer des 
Arbeitsverhältnisses abhängigen Frist nicht kündigen, 
wenn der Arbeitnehmer ohne sein eigenes Verschulden 
an der Arbeitsleistung ganz oder teilweise verhindert ist 
(Art. 336c Abs. 1 lit. b OR). Auch Ferien müssen even-
tuell nachgewährt werden, wenn der Feriengenuss auf-
grund einer während der Ferien auftretenden Arbeits-
unfähigkeit nicht gewährleistet ist. 

Definition der Arbeitsunfähigkeit
Arbeitsunfähigkeit liegt vor, wenn die Erbringung der 
vertraglich geschuldeten Arbeitsleistung unmöglich (z.B. 
im Falle einer Grippe) oder unzumutbar ist (z.B. keine 
Verpflichtung des Arbeitnehmers, einen zwar aufschieb-
baren, aber notwendigen medizinischen Eingriff in die 
Ferien zu verlegen). Die Arbeitsunfähigkeit ist stets 
funktionsbezogen, mit Blick auf die konkret geschuldete 
Arbeitsleistung, zu beurteilen. Ein Büroangestellter kann 
seine Arbeitsleistung auch mit einem verstauchten Fuss 
erbringen, der Bauarbeiter dagegen nicht. 

Spezialfall arbeitsplatzbezogene 
Arbeitsunfähigkeit
Eine arbeitsplatzbezogene Arbeitsunfähigkeit ist gege-
ben, wenn der Arbeitnehmer an der Erbringung seiner 
konkret geschuldeten Arbeitsleistung bei seinem Arbeit-
geber verhindert ist, aber an einem anderen Einsatzort 

oder bei einem anderen Arbeitgeber vollständig einsatz-
fähig wäre. Demgegenüber liegt eine generelle Arbeits-
unfähigkeit dann vor, wenn der Arbeitnehmer seine 
Arbeitsleistung unabhängig vom Arbeitgeber und vom 
Einsatzort nicht erbringen kann.

Die Lohnfortzahlungspflicht des Arbeitgebers wird 
durch eine arbeitsplatzbezogene Arbeitsunfähigkeit nicht 
tangiert (von Leistungen der Krankentaggeldversicherun-
gen einmal abgesehen). Im Gegensatz zu einer generellen 
Arbeitsunfähigkeit löst die arbeitsplatzbezogene Arbeits-
fähigkeit aber keinen zeitlichen Kündigungsschutz aus. 
Begründet wird das Ausbleiben des Kündigungsschut-
zes mit der Fähigkeit des Arbeitnehmers, während der 
Kündigungsfrist bei einer bloss arbeitsplatzbezogenen 
Arbeitsunfähigkeit problemlos eine andere Anstellung zu 
suchen und anzutreten.

Nachweis der Arbeitsunfähigkeit durch 
den Arbeitnehmer / Zweifel an Arztzeugnissen
Die Beweislast für das Vorliegen einer Arbeitsunfähig-
keit obliegt vollumfänglich dem Arbeitnehmer, der zu 
diesem Zweck ein Arztzeugnis vorlegt. Die Gerichte 
stellen in der Regel darauf ab, sofern nicht begründete 
Zweifel bestehen. Solche begründeten Zweifel können 
dann auftauchen, wenn nacheinander Arztzeugnisse von 
verschiedenen Ärzten eingereicht werden («Doc shop-
ping»), bei Ferndiagnosen (z.B. aufgrund eines Telefonats, 
ohne Untersuchung des Arztes), wenn das Zeugnis keine 
Mindestdauer der Arbeitsunfähigkeit enthält («bis auf 
Weiteres»), wenn das Zeugnis keine eigenhändige Unter-
schrift des Arztes und/oder kein Behandlungs- bzw. 

Untersuchungsdatum trägt oder wenn eine übermässige 
Rückdatierung vorliegt (mehr als sieben Tage). Die Ärz-
tegesellschaft Zürich empfiehlt, rückwirkende Zeugnisse 
mit dem Vermerk «nach Angabe des Patienten» zu ver-
sehen und längstens für eine Woche rückwirkend auszu-
stellen unter Angabe des Zeitpunktes der Behandlung. 
Allerdings kann im Einzelfall eine längere Rückdatierung 
durchaus plausibel sein, etwa wenn der Arbeitnehmer be-
reits seit längerem arbeitsunfähig ist und bei demselben 
Arzt in Behandlung ist oder bei schweren Krankheiten.

Rückfragen beim Arzt und 
vertrauensärztliche Untersuchung
Ärzte sind an das Arztgeheimnis gebunden und dürfen 
keine Diagnose bekannt geben. Arztzeugnisse sind des-
halb nicht besonders aussagekräftig. Es fehlen brauchbare 
Angaben über die Verwertung einer allfälligen Restarbeits-
fähigkeit und darüber, was unter eine Teilarbeitsunfähig-
keit wirklich zu verstehen ist. Solche Unklarheiten können 
durch Rückfragen beim Arzt beseitigt werden. Der Arzt 
darf dem Arbeitgeber z.B. mitteilen, ob eine generelle oder 
eine arbeitsplatzbezogene Arbeitsunfähigkeit vorliegt, wie 
eine 50-prozentige Arbeitsunfähigkeit tatsächlich zu ver-
stehen ist und ob er den Arbeitnehmer klinisch untersucht 
oder lediglich eine Ferndiagnose gestellt hat. 

Wenn begründete Zweifel an der Richtigkeit eines Arzt-
zeugnisses bestehen, ist der Arbeitgeber berechtigt, auf 
eigene Kosten eine vertrauensärztliche Untersuchung zu 
verlangen. Die Anordnung einer solchen Untersuchung 
beim Vertrauensarzt ist nach Lehre und Rechtsprechung 
sogar dann zulässig, wenn sie vertraglich nicht explizit 
vorgesehen ist (Treuepflicht des Arbeitnehmers). Falls 
sich der Arbeitnehmer der Untersuchung verweigert, 
kann sich der Arbeitgeber auf den Standpunkt stellen, 
dass die Arbeitsunfähigkeit – trotz Arztzeugnis – nicht 
belegt ist, und den Arbeitnehmer zur Arbeit auffordern. 
Kommt der Arbeitnehmer dieser Aufforderung nicht 
nach, darf der Arbeitgeber die Lohnzahlung einstellen.

Die Tücken des Arztzeugnisses
Die Arbeitsunfähigkeit eines Arbeitnehmers spielt im Arbeitsrecht eine bedeutende Rolle. Ihr Nachweis obliegt dem Arbeitnehmer,  

der zu diesem Zweck in aller Regel ein Arztzeugnis vorlegt. Dieses wirft allerdings oftmals mehr Fragen auf, als es beantwortet.
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Über Zuerich Law Rechtsanwälte

Einer der Schwerpunkte von Zuerich Law Rechtsan-
wälte ist die Beratung und die Prozessführung im Be-
reich privates und öffentliches Arbeitsrecht. Drei Fach-
anwälte SAV Arbeitsrecht betreuen die Klientinnen 
und Klienten kompetent und umfassend.

www. zuerichlaw.ch 
Limmatquai 52, 8001 Zürich

Ärzte sind an das Arztgeheimnis gebunden und 
dürfen keine Diagnose bekannt geben. Arztzeugnisse 
sind deshalb nicht besonders aussagekräftig.


